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Samstag, 9. Dezember 2023

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Der Phantomforscher der Uni Basel
Ein Professor für Völkerrecht der Universität Basel kündigt seit Jahren Publikationen an, die dann doch nicht erscheinen.

ChristianMensch

Es hat um die neue Professur für
Völkerrecht an der Universität
Basel bereits ein Verfahren bis
vor Bundesgericht gegeben. Ein
Bewerber hatte eine Verschwö-
rung gewittert, deshalb sei er für
den Lehrstuhl nicht einmal in
die engere Auswahl gekommen.
Den Zuschlag erhielt der Öster-
reicher Andreas Th. Müller, seit
diesem Frühjahr lehrt er an der
Universität. Und nun steht er
selbst in der Kritik: Er kündigt
seit Jahren wissenschaftliche
Publikationen an, ohne dass sie
erscheinen. Nur gerade fünf
selbstständige Publikationen
führt er in seinem offiziellen
Schriftenverzeichnis auf – und
jede einzelne ist problembehaf-
tet, wie eine Analyse zeigt.

Im aktuellen Verzeichnis
steht an erster Stelle eine 2. Auf-
lage des «Handbuchs der An-
wendung des Unionsrechts mit
Judikatur». Sie sei «im Erschei-
nen». Bloss: Dieses Erscheinen
ist bereits auf 2017, dann auf
2021 und schliesslich auf 2023
angekündigt worden. Die Erst-
ausgabe des Handbuchs stammt
aus dem Jahr 2009 und Müller
war daran nicht beteiligt.

Professorohnepublizierte
Habilitationsschrift
Einen seltsamen Stau erlebt
auch seine Habilitationsschrift
«Effet direct» aus dem Jahr
2016. Von seiner Heimatuniver-
sität Innsbruck hat er dafür zwar
den Kardinal-Innitzer-Förder-
preis erhalten, doch erschienen
ist das akademische Meister-
stück bis heute nicht. Angekün-
digt war sie im renommierten
Verlag Mohr Siebeck zunächst
auf 2017, dann auf 2021 und spä-
ter auf 2023. Aktuell lautet der
Status erneut «im Erscheinen».
Der Verlag hat den Glauben an
eine Publikation aber offenkun-
dig verloren und führt das Buch
nicht mehr in den Vorankündi-
gungen.

Publiziert ist dafür seine Ma-
gisterarbeit von 2005 zum
«Internationalen Strafgerichts-
hof als Faktor der Globalisie-
rung». Der Peter-Lang-Verlag
führt diese in seinem Katalog al-
lerdings nicht als Magister-

arbeit, sondern als Dissertation.
Müllers Dissertation «Interna-
tional Criminal Responsibility
in Situation of Occupation» ist
jedoch nicht gedruckt. Sie war
im ersten der vorliegenden
Schriftenverzeichnisse zwar «in
Vorbereitung», in den weiteren
Verzeichnissen fehlt jeder Ver-

merk. So finden sich die einzi-
gen zwei Exemplare in der ös-
terreichischen Nationalbiblio-
thek sowie im Archiv der
Universität Innsbruck.

DasTirol-Gutachtenauf
demfünftenListenplatz
Die Dissertation, die er aus sei-
nem Verzeichnis strich, ersetzte
er durch die «Völkerrechtlichen
Verpflichtungen Tirols aus der
Aarhus-Konvention». Dies ist
ein in Koproduktion erarbeitetes
Rechtsgutachten, das von der
Tiroler Landesregierung in
Auftrag gegeben worden ist.
Entsprechend erscheint es in
Müllers neuster Publikations-
liste auch als Position 150 als
Rechtsgutachten. Erschienen ist
zudem als selbstständige Publi-
kation auch das Jugendwerk
«A Wall on the Green Line? Isra-
el’s Wall Project under Scruti-
ny»; dieses hat er gemäss eige-
nem Lebenslauf als Zivildienst-
leistender in Israel verfasst.

Müller hat auf jede Verschie-
bung eine Erklärung: Die Dis-

sertation habe gegenüber der
Habilitation zurückstehen müs-
sen, deshalb sei es nicht zu einer
Buchveröffentlichung gekom-
men. Das Manuskript der Habi-
litationsschrift sei nun in einem
«fortgeschrittenen Stadium der
Überarbeitung» und werde «im
Laufe des kommenden Jahres»
an den Verlag gehen. Die Arbei-
ten für das «Handbuch der An-
wendung des Unionsrechts»
hätten sich ausserdem «als so
weitreichend erwiesen, dass
mittlerweile noch ein Viert-
verfasser eingebunden wurde».
Als neuen Publikationstermin
der 2. Auflage nennt Müller
«2024/2025».

«AusmeinerSicht eine
wissenschaftlicheArbeit»
In seiner Israel-Studie, die er als
Zivildienstleistender verfasste,
habe er sich mit der völkerrecht-
lichen Fachliteratur auseinan-
dergesetzt, was «in über
250 Fussnoten» dokumentiert
sei, erklärt Müller. Deshalb stel-
le sie «aus meiner Sicht eine wis-

senschaftliche Publikation dar».
Und die Doppelnennung des Ti-
rol-Gutachtens spreche für ihn;
sie diene «der Klarstellung, dass
die Motivation zu dieser Publi-
kation nicht aus eigenem wis-
senschaftlichen Antrieb, son-
dern infolge der Gutachtensan-
frage entstanden ist.»

In seiner Heimat Österreich
stellen sich jedoch noch weitere
Fragen: Was ist aus seiner
vom Forschungsförderungs-
fonds (FWF) mit 158 000 Euro

zwischen 2016 und 2020 finan-
zierten Projekt zu den «Erlaub-
nisnormen im Völkerrecht» ge-
worden?, fragt der Plagiats- und
Wissenschaftskritiker Stefan
Weber. In einer Kurzfassung
eines Endberichts wird einer-
seits auf eine Publikation in
einer «führenden völkerrechtli-
chen Zeitschrift» verwiesen und
andererseits auf einen noch
kommenden Aufsatz, der sich
dem Phänomen der Spionage
widmen werde.

Dass Müller zum Thema
einen Aufsatz publiziert hat, ist
unbestritten. Bloss erschien die-
ser bereits vor Beginn des For-
schungsprojekts und basiert auf
einem Vortrag anlässlich des
40. Österreichischen Völker-
rechtstags vom Juni 2015 auf
Schloss Maretsch im italieni-
schen Bozen. Bei weiteren
Publikationen ist Fehlanzeige.

«Unvorhergesehene
Ereignisse»
Aufgrund kritischer Anfragen
von Weber hat sich das Kurato-
rium des FWF vergangene
Woche an seiner 96. Sitzung mit
dem Fall befasst. Darin stellt es
sich vor Müller, er habe
glaubhaft erklären können,
«dass es mehrere unabwend-
bare und unvorhersehbare Er-
eignisse gegeben hat, die den
Publikationsprozess erheblich
verzögert haben». Auf direkte
Anfrage konkretisiert Müller,
was darunter zu verstehen ist:
«Stellenwechsel im Projekt»,
«berufliche Neuorientierung
der Projektmitarbeitenden»,
«Corona» sowie «Stellen-
wechsel des Projektleiters nach
Basel».

Zeitlich steht Müller nun
aber unter Druck zu liefern. Das
FWF werde in regelmässigen
Abständen prüfen und die Pro-
jektergebnisse öffentlich aus-
weisen. Müller verspricht: Sie
würden im Laufe des Jahres
2024 fertiggestellt. Es wäre ein
besonderes Jahr, wenn sich
plötzlich alles realisieren würde,
was bisher harzte. Der Bewer-
ber, der sich vergeblich um den
Lehrstuhl beworben hat, wird
sich darin bestätigt sehen, dass
er einer Verschwörung zum
Opfer gefallen ist.
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«Nur fünf
selbstständige
Publikationen
führt er in
seinemSchrif-
tenverzeichnis
auf.»

Allschwil will vier Schulstandorte prüfen
Der Gemeinderat kündigt eine Analyse an. Nebst den Standorten steht auch der Schulrat zur Diskussion.

Fabian Schwarzenbach

Die grosse Ankündigung kam
am Schluss der letzten Einwoh-
nerratsversammlung des Jahres
in Allschwil. Gemeinderat Franz
Vogt (Mitte) eröffnete dem Par-
lament, dass der Gemeinderat
den Auftrag des Einwohnerrates
zu Herzen nimmt und die alles
überschattende Standortfrage
analysieren wird: Sind vier
Schulstandorte besser als nur
drei?

Damit beauftragt wird der
Leiter der Gemeindeverwal-
tung, Patrick Dill. Obwohl der
Gemeinderat den Erkenntnis-

sen aus dieser Analyse folgen
möchte, warnte der Kassenwart
der Gemeinde vor allfälligen ne-
gativen Folgen. «Das Geld reicht
nur bis zu einem gewissen
Punkt», mahnte Vogt. Er ver-
wies auf die Gemeinde Reinach,
die vor einem ähnlichen Pro-
blem stand und eine Sanierung
nun aufschieben muss.

Allschwilwill denSchulrat
beibehalten
Als eine der letzten Baselbieter
Gemeinden hat Allschwil ent-
schieden, wie sie ihre Primar-
schulen führen wollen. Das Er-
gebnis: So wie bisher, mit einem

Schulrat. Der Kanton muss
zwischen drei Modellen abwä-
gen. Neben einem Schulrat
kann die Verantwortung entwe-
der an den Gemeinderat oder
an eine Kommission abgegeben
werden. Dazu gebe es noch
Untervarianten.

Nun ist ausgerechnet Allsch-
wil, das sich in einer grossen
Streiterei über die Schulraum-
planung befindet, aufgerufen,
diese Entscheidung zu fällen.
Gewisse Exponenten geben
exakt jenen Schulrätinnen und
-räten die Schuld, dass es zu die-
sem Eklat gekommen ist. Letz-
ten Dienstag kürzte zudem der

Einwohnerrat dem Gemeinde-
rat 350 000 Franken an Pla-
nungsgeldern und entzog ihm
das Vertrauen. An der Folgesit-
zung wurden auch 460 000
Franken für einen Umbau der
Betreuungsräume im Schulhaus
Gartenhof aus dem Budget
gestrichen.

Budget streichen,
Vertrauenentziehen
Gerade jetzt wollten mehrere
Einwohnerräte dem Gemeinde-
rat die Kompetenz zur Führung
der Primarschule geben und den
Schulrat entmachten, «Budget
streichen, Vertrauen entziehen,

aber jetzt dem Gemeinderat die
Kompetenz geben, das verstehe
ich nicht», fasste Patrick Kneu-
bühler (SVP) zusammen, der
selber auch im Schulrat sitzt.
«Das Schulratssystem ist nicht
das Gelbe vom Ei», meinte
Christoph Ruckstuhl (EVP).
Doch seien andere Modelle
nicht besser. «Es gibt keine Ga-
rantie, dass es weniger Proble-
me gibt», war sich Corinne
Probst (Mitte) bewusst.

Dagegen hielt Noëmi Feits-
ma (SP): «Das letzte Wort ha-
ben die Finanzen», erklärte sie,
weshalb eine Änderung keine
grosse Sache wäre. Der Schul-

rat muss teilweise Anträge an
die Exekutive stellen. Partei-
kollege Marc Aellen, Präsident
der Finanzkommission, erin-
nerte daran, dass der Einwoh-
nerrat entscheide, wo das Geld
hingehe.

Anschliessend wurde um
die fehlende Kommunikation
und die Probleme bei der
Schnittstelle zwischen den Gre-
mien diskutiert. Claudia Sigel
(Mitte) bilanzierte so: «Es men-
schelt im Schulrat wie auch im
Gemeinderat»; sie appelliert:
«Hört auf, eure Egos an die
oberste Stelle zu setzen und
denkt an die Menschen!»


